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Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern nach § 49a Haushalts-

grundsätzegesetz  - Standardisierungsgremium - 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

 

für Länder, die ihre Haushaltswirtschaft auf der Grundlage der Doppik führen wollen, ist mit den 

Änderungen des Haushaltsgrundsätzegesetzes (HGrG) durch das Haushaltsgrundsätzemoder-

nisierungsgesetz des Bundes vom 31. Juli 2009 eine gesetzliche Grundlage geschaffen worden, 

die zugleich das für Bund/Länder-Vergleiche erforderliche Mindestmaß an Einheitlichkeit der 

Haushaltswirtschaft sicherstellt. 
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Die Hauptpunkte der Änderungen sind: 

- ein alternatives Zulassen der Kameralistik oder der sog. staatlichen Doppik als Rechnungswe-

sen; 

- die Anwendung der einschlägigen Vorschriften des HGB sowie der Grundsätze der ordnungs-

gemäßen Buchführung und Bilanzierung für die staatliche Doppik; 

- der Ersatz des Haushaltsplans durch den Erfolgsplan im doppischen System mit Vorgabe der 

Gliederung; 

- die Installierung eines gemeinsamen Gremiums von Bund und Ländern, das die Standards für 

kamerale und doppische Haushalte verbindlich festlegt. 

 
Nach dem neuen § 49 a HGrG (ANLAGE 1) richten Bund und Länder zur Gewährleistung einer 

einheitlichen Verfahrens- und Datengrundlage jeweils für Kameralistik, Doppik und Produkt-

haushalte ein gemeinsames Gremium ein. Das Gremium erarbeitet Standards für kamerale und 

doppische Haushalte sowie für Produkthaushalte und stellt dabei sicher, dass die Anforderun-

gen der Finanzstatistik einschließlich der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen berücksich-

tigt werden. Näheres regelt eine Verwaltungsvereinbarung (VwV nach § 49 a HGrG) zwischen 

Bund und Ländern.  

Der Entwurf dieser VwV wurde im Bund/Länder-Arbeitsausschuss "Haushaltsrecht und Haus-

haltssystematik" erarbeitet und zwischen dem BMF und den Länderfinanzministerien abge-

stimmt. 

Dem Wunsch der Innenministerkonferenz, dass die für das kommunale Haushaltsrecht verant-

wortlichen obersten Landesbehörden sowie die kommunalen Spitzenverbände an dem geplan-

ten Gremium beteiligt werden, wird mit § 2 Abs. 3 der VwV Rechnung getragen 

 

Nach Zustimmung der Landesregierung hat der Finanzminister die beigefügte VwV nach § 49 a 

HGrG (ANLAGE 2) am 29. September 2009 für das Land Schleswig-Holstein unterzeichnet. 

 

Ich bitte um Kenntnisnahme. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. Dr. Olaf Bastian 



 
 

§ 49a HGrG 
 

Gremium zur Standardisierung des staatlichen Rechnungswesens 
 
 
(1) Zur Gewährleistung einer einheitlichen Verfahrens- und Datengrundlage jeweils für Ka-

meralistik, Doppik und Produkthaushalte richten Bund und Länder ein gemeinsames 
Gremium ein. Das Gremium erarbeitet Standards für kamerale und doppische Haushalte 
sowie für Produkthaushalte und stellt dabei sicher, dass die Anforderungen der Finanz-
statistik einschließlich der der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen berücksichtigt 
werden. Beschlüsse werden mit den Stimmen des Bundes und der Mehrheit von zwei 
Dritteln der Zahl der Länder gefasst. Die Standards werden jeweils durch Verwaltungs-
vorschriften des Bundes und der Länder umgesetzt. Das Gremium erarbeitet die Stan-
dards für doppische Haushalte und Produkthaushalte erstmals zum 1. Januar 2010 und 
überprüft die Standards für doppische Haushalte, Produkthaushalte und kamerale Haus-
halte anschließend einmal jährlich. Näheres regelt eine Verwaltungsvereinbarung zwi-
schen Bund und Ländern.  

 
(2) Zur Gewährleistung der Vergleichbarkeit der Haushaltswirtschaft bei Bund und Ländern 

kann die Bundesregierung durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bundesra-
tes bedarf, nähere Bestimmungen erlassen über die Standards für kamerale und doppi-
sche Haushalte sowie für Produkthaushalte, insbesondere zum Gruppierungs- und Funk-
tionenplan, zum Verwaltungskontenrahmen und Produktrahmen sowie zu den Standards 
nach § 7a Absatz 2 für die staatliche Doppik. 

 














